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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

In Stipshausen gibt es im östlichen Sied-
lungsbereich, im Bereich zwischen den Stra-
ßen „In der Träb“ und „Im Hahlgarten“, 
eine bisher unbebaute Grün-/ Freifläche. 
Auf dieser soll nun ein Einfamilienhaus er-
richtet werden. Damit wird ein endgültiger 
Siedlungsabschluss definiert. Das Plange-
biet wird über eine Hofzufahrt an die Straße 
„In der Träb“ angebunden.

Das Plangebiet befindet sich heute im 
Außenbereich gem. § 35 BauGB, anschlie-
ßend an die bebaute Ortslage Stipshausens. 
Das Vorhaben ist demnach nicht realisie-
rungsfähig. Zur Schaffung der planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Zuläs-
sigkeit der Planung bedarf es daher der Auf-
stellung des Bebauungsplanes.

Die genauen Grenzen des Geltungsberei-
ches des Bebauungsplanes sind dem beige-
fügten Lageplan zu entnehmen. Er umfasst 
eine Fläche von ca. 1.300 m2.

Die Ortsgemeinde Stipshausen hat somit 
nach § 1 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung des Bebauungspla-
nes „Wohnbebauung In der Träb“ beschlos-
sen.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens wur-
de die Kernplan Gesellschaft für Städtebau 
und Kommunikation mbH, Kirchenstraße 
12, 66557 Illingen, beauftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird gem. § 13b BauGB (Ein-
beziehung von Außenbereichsflächen in das 
beschleunigte Verfahren) im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt. 
Gem. § 13b BauGB gilt das beschleunigte 
Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungs-
pläne der Innenentwicklung) bis zum 31. 
Dezember 2019 auch für Bebauungspläne 
im Außenbereich mit einer Grundfläche 
„von weniger als 10.000 qm, durch die die 
Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flä-
chen begründet wird, die sich an im Zusam-
menhang bebaute Ortsteile anschließen“. 
§ 13b BauGB kann somit im vorliegenden 
Fall angewendet werden, da das Plangebiet 
lediglich eine Fläche von ca. 1.300 qm um-
fasst und unmittelbar an einen im Zusam-
menhang bebauten Ortsteil grenzt.

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan nicht begründet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden 
Bebauungsplan zu. 

Damit sind die in § 13a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13b i.V.m. § 13a Abs. 2 BauGB auf-
zustellen. Es sind keine Gründe gegeben, 
die gegen die Anwendung dieses Verfah-
rens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 
10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 
1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen wird.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Verbandsge-
meinde Rhaunen stellt für das Plangebiet 
eine Grünfläche dar. Das Entwicklungsge-
bot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit nicht 
erfüllt. Der Flächennutzungsplan ist gem. § 
13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berich-
tigung anzupassen.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt im östlichen Siedlungs-
gebiet Stipshausens, im einem Bereich zwi-
schen den Straßen „In der Träb“ und „Hahl-
garten“.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Norden durch die angrenzende 
Wohnbebauung der Straße „Hahlgar-
ten“ (Hs.-Nr. 12) sowie der privaten 
Grün- und Freiflächen (Garten, Garten-
laube),

•	 im Osten durch die angrenzenden Grün- 
und Freiflächen,

•	 im Süden durch die angrenzende 
Wohnbebauung der Straße „In der 
Träb“ (Hs.-Nr. 33) sowie der privaten 
Grün- und Freiflächen (Garten, Garten-
laube) und Straßenverkehrsfläche der 
Straße „In der Träb“,

•	 im Westen durch einen 
Feldwirtschaftsweg.

Die genauen Grenzen des Geltungsberei-
ches sind der Planzeichnung des Bebau-
ungs- planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebiets, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Bei dem Plangebiet handelt es sich über-
wiegend um eine unbebaute Grünfläche  
sowie eine mit vereinzelten Gehölzbestän-

den gestaltete Gartenfläche am östlichen 
Siedlungsrand Stipshausens. 

Die direkte Umgebung des Plangebietes ist 
überwiegend durch Wohnnutzungen mit 
zugehörigen Grün- und Freiflächen (Gärten) 
geprägt, östlich des Plangebietes schließen 
sich zudem Acker- und Grünflächen an.

Das Plangebiet ist vollständig im Eigentum 
einer Privatperson. Aufgrund der Eigentums
verhältnisse ist von einer zügigen Realisie-
rung der Planung auszugehen.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von Norden nach Süden 
hin leicht ab. Es ist jedoch nicht davon aus-
zugehen, dass sich die Topografie, mit Aus-
nahme der Entwässerung, in irgendeiner 
Weise auf die Festsetzungen dieses Bebau-
ungsplanes - insbesondere auf die Festset-
zung des Baufensters - auswirken wird.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet wird über die südlich an-
grenzende Straße „In der Träb“ an die L 162 
(Hauptstraße) und damit an das überörtliche 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Blick in das Plangebiet aus Richtung Süden

Lage im Raum, ohne Maßstab; Quelle: Geoportal RlP; Bearbeitung: Kernplan
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Verkehrsnetz angeschlossen (ca. 10 km zur 
B 327). 

Die äußere Erschließung ist somit vorhan-
den. Die innere Erschließung erfolgt durch 
Ausbau der Privatstraße. 

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der bestehenden benachbarten Be-
bauung „In der Träb“ bereits im Umfeld 
grundsätzlich vorhanden (Wasser, Elektrizi-
tät, etc.). Hierbei handelt sich um einen 
Mischwasserkanal. Die Kapazitäten sind 
ausreichend. 

Anfallendes Schmutzwasser wird in die be-
stehende öffentliche Kanalisation eingelei-
tet.

Ein Vorfluter zur Einleitung des Nieder-
schlagswassers ist nicht vorhanden. Auch 
ein Trennsystem, an das über einen Regen-
wasserkanal angeschlossen werden könnte, 
liegt nicht in entsprechender Entfernung.

Das unbelastete Niederschlagswasser ist 
auf dem Grundstück über die belebte Bo-
denzone zu versickern, zwischenzuspei-
chern oder zu nutzen bzw. ist das über-
schüssige Niederschlagswasser gedrosselt 
durch einen Überlauf in das bestehende Ka-
nalsystem einzuleiten. 

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Versorgungsträgern abge-
stimmt werden.

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Konkret soll eine Nachverdichtung des 
Siedlungskörpers der Ortsgemeinde Stips-
hausen durch Entwicklung einer unterge-
nutzten Potenzialfläche in innerörtlicher La-
ge zugunsten einer Wohnnutzung erfolgen.

Das Plangebiet verfügt aufgrund seiner 
innerörtlichen Lage über ein hohes 
Entwicklungspotenzial.

Für die Entwicklung des Standortes eignet 
sich eine Wohnnutzung angesichts der um-
liegenden vorherrschenden Wohnnutzung 
am besten. Es ergibt sich somit eine hohe 
Verträglichkeit der geplanten mit der vor-
handenen Nutzung. 

Blick aus Richtung Westen auf das Plangebiet
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsprogramm LEP IV (3. Teilfortschreibung LEP IV vom 20. Juli 2017) und Regionaler Raumord-
nungsplan Rheinhessen-Nahe 2014 (Teilfortschreibung vom 20. Juni 2016)�

zentralörtliche Funktion Ortsgemeinde ohne Gemeindefunktion

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete, sonstige 
Darstellungen

•	 Vorbehaltsgebiet Freizeit- Erholung und Landschaftsbild (G)

•	 Siedlungsfläche Wohnen

zu beachtende Ziele und Grundsätze des 
LEP IV (2.Teilfortschreibung 21. August 
2015):

Z 31
Die quantitative Flächenneuinanspruchnahme ist bis zum Jahr 2015 landesweit zu re-
duzieren sowie die notwendige Flächeninanspruchnahme über ein Flächenmanagement 
qualitativ zu verbessern und zu optimieren. Dabei ist der Innenentwicklung ein Vorrang 
vor der Außenentwicklung einzuräumen: erfüllt, schließt an einen im Zusammenhang be-
bauten Ortsteil an, (Lückenschluss)

Z 34
Die Ausweisung neuer Wohnbauflächen sowie Gemischter Bauflächen (gemäß BauNVO) 
hat ausschließlich in räumlicher und funktionaler Anbindung an bereits bestehende Sied-
lungseinheiten zu erfolgen. Dabei ist eine ungegliederte, insbesondere bandartige Sied-
lungsentwicklung zu vermeiden: erfüllt

zu Z 31
Vor dem Hintergrund der geforderten Nachhaltigkeit und der demografischen Entwick-
lung ist eine Begrenzung bzw. Reduzierung des derzeitigen Umfangs der Flächeninan-
spruchnahme erforderlich.

Eine disperse Siedlungsentwicklung ist nicht nachhaltig und auch langfristig nicht finan-
zierbar. Die weitere Siedlungsentwicklung ist daher insbesondere vor dem Hintergrund 
des demografischen Wandels an einer langfristig tragfähigen und zu angemessenen 
Kosten betreibbaren sowie ressourcenschonenden Ver- und Entsorgungsstruktur auszu-
richten.
Künftige Planungen sollen Infrastrukturfolgekosten frühzeitig einbeziehen und die 
verantwortlichen kommunalen Akteure sensibilisieren.

zu Z 34
Ziel ist die Vermeidung von Splittersiedlungen sowie ungegliederter bandartiger 
Siedlungsstrukturen sowohl aufgrund von Belangen der Ortsgestaltung und des Land-
schaftsschutzes als auch aufgrund der Vermeidung eines hohen Erschließungsaufwandes.

zu beachtende Ziele und Grundsätze des 
Regionalen Raumordnungsplans Rhein-
hessen-Nahe (Teilfortschreibung vom 20. 
Juni 2016):

G 13
Die Gemeinden mit Eigenentwicklung sollen unter Beachtung einer landschaftsgerechten 
Ortsgestaltung und der Bewahrung der nachhaltigen Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
haltes

•	 Wohnungen für den örtlichen Bedarf bereitstellen,

•	 die Voraussetzungen für die Sicherung und Erweiterung ortsansässiger Betriebe 
schaffen,

•	 die wohnungsnahe Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des täglichen Be-
darfs planerisch ermöglichen,

•	 die Bedingungen für Erholung, kulturelle Betätigung und das Leben in der Gemein-
schaft verbessern.

Zu G 13:
Die Eigenentwicklung soll sich an begründeten Entwicklungschancen der Gemeinde im 
Siedlungszusammenhang orientieren, sie darf jedoch nicht zu einer Beeinträchtigung der 
besonderen Funktionen anderer Gemeinden oder der Umwelt führen. Der Eigenbedarf 
soll den zugewiesenen Grundwert von zwei Wohneinheiten pro 1.000 Einwohner/Jahr 
nicht überschreiten.
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Kriterium Beschreibung

Zur Eigenentwicklung einer Gemeinde gehören insbesondere die Befriedigung des Woh-
nungsbedarfs für die ortsgebundene Bevölkerung und der daraus resultierende Bauflä-
chenbedarf. Dieser Eigenbedarf ist nachzuweisen und ergibt sich im Wesentlichen aus:

•	 dem Bedarf aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung,

•	 den steigenden Wohnungsansprüchen der ortsansässigen Bevölkerung (Verminde-
rung der Einwohner pro Wohneinheit),

•	 den steigenden Wohnflächenansprüchen und

•	 dem Ersatzbedarf infolge Sanierungsmaßnahmen und Umnutzung des Wohnungsalt-
bestandes.

Landschaftsprogramm Offenlandbetonte Mosaiklandschaft (Grundtyp) 

241.1 Idar-Soon-Pforte
In der Lücke zwischen den Gebirgszügen des Idarwaldes und des Soonwaldes erstreckt 
sich die Idar-Soon-Pforte als Hochfläche mit Höhen um 400 m. Sie wird von einzelnen 
Härtlingskuppen um rund 100 Höhenmeter überragt. 

Der Nordteil ähnelt der unteren Simmerner Mulde sehr. Hier sind waldfreie, weite, durch 
sanfte Quellmulden gegliederte Hochflächen ausgebildet. 

Im Südteil ist die Hochfläche durch Zuflüsse der Nahe tiefgreifend zerschnitten. Dies gilt 
besonders für den Fischbach und seine Nebenflüsse in den Durchbruchsstrecken bei Mör-
schied. Früher wurde seine Wasserkraft durch zahlreiche Mühlen und Schleifereien ge-
nutzt.

Wälder nehmen in erster Linie Höhenrücken und Kuppen sowie die Talhänge ein. Der Süd-
teil ist durch Waldrücken stark gegliedert. Alte Waldbestände und Niederwälder sind gut 
vertreten. Grünland prägt vor allem die Wiesentäler bis in die Hang- und Quellbereiche, 
oft in Verzahnung mit Feucht- und Nasswiesen. Die Höhen werden überwiegend acker-
baulich genutzt. Die Offenlandschaft ist ein weiten Teilen gut strukturiert.

Die Dörfer des Landschaftsraums wurden überwiegend als Höhenorte angelegt, die zum 
Teil am Ende von Talmulden in Kuppennähe liegen. Nur in wenigen größeren Tälern konn-
ten auch Talsiedlungen entstehen. Hervorzuheben ist Herrstein mit einem bemerkens-
werten alten Ortskern. Von der früheren Bedeutung des Schieferabbauszeugen zahlreiche 
Stollen.

Keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

Nicht betroffen

Naturpark Nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutz-, Über-
schwemmungsgebiete, Geschützte Land-
schaftsbestandteile, Naturdenkmäler, Na-
tionalparks, Regionalparks, Biosphärenre-
servate 

Landschaftsschutzgebiet „Hochwald - Idarwald mit Randgebieten“ (07-LSG-7134-010) 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Landschaftsschutzgebietes „Hochwald - Idarwald mit 
Randgebieten“(07-LSG7134-010). Es gelten die rechtskräftigen Regelungen und Vor-
schriften der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Hochwald - Idarwald mit 
Randgebieten“ vom 1. April 1976, aufgrund des § 14 des Landespflegegesetzes (LPflG) 
vom 14. Juni 1973 (GVBl. S. 147), geändert durch das 17. Landesgesetz über die Verwal-
tungsvereinfachung im Lande Rheinland-Pfalz vom 12. November 1974 (GVBl. S. 521)

Informelle Fachplanungen Nicht betroffen
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Kriterium Beschreibung

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Da von dem Planvorhaben vereinzelte Baumbestände betroffen sind, die als Fortpflan-
zungsraum für Vögel dienen können, ist der allgemeine Schutz wild lebender Pflanzen 
und Tiere zu beachten, d.h. die Rodungen sind in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28. 
Februar durchzuführen.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG, Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG
Zu den artenschutzrechtlich relevanten 
Arten zählen alle gemeinschaftsrechtlich 
geschützten Tier- und Pflanzenarten, d. h. 
alle streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten. „Allerweltsarten“ mit 
einem landesweit günstigen Erhaltungs-
zustand und einer großen Anpassungsfä-
higkeit (d. h. bei diesen Arten sind keine 
populationsrelevanten Störungen und kei-
ne Beeinträchtigungen der ökologischen 
Funktion ihrer Lebensstätten, insbesonde-
re der Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu 
erwarten) werden nicht speziell geprüft

•	 bestehende Vorbelastungen:

	- Lage im Siedlungszusammenhang von Stipshausen mit direkt angrenzender 
Wohnnutzung

	- gesamter räumlicher Geltungsbereich infolge der angrenzenden Wohnnutzung 
durch Bewegungsunruhe, Lärm und Beleuchtung vorbelastet

•	 Habitatausstattung:

	- Rasenfläche, Verbuschungsbereiche 

	- Gehölzbestand an den Rändern

	- kein gesetzlich geschütztes Biotop oder FFH-LRT betroffen

•	 Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- 
und Pflanzenarten:

	- aufgrund der Habitatausstattung sowie der intensiven Nutzungen in der direkten 
Umgebung nur sehr geringe ökologische Wertigkeit; insbesondere kein gesetzlich 
geschütztes Biotop oder FFH-LRT betroffen

	- keine nennenswerte Bedeutung als Lebensraum für planungsrelevante Tiere und 
Pflanzen

	- keine Hinweise auf Konflikte mit abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevan-
ten Tier- und Pflanzenarten erkennbar, insbesondere keine Fortpflanzungsräume 
streng geschützter Tierarten betroffen. Dies gilt insbesondere für artenschutzrele-
vante Vogelarten: weder Brutstätten von Vogelarten des Anhangs I der Vogel-
schutzrichtlinie betroffen noch besondere Bedeutung für Rast- und Zugvogelar-
ten 

	- Gehölze (Einzelbäume) aufgrund der geringen Flächengröße sowie der umgeben-
den Nutzungen nur für Einzel-Individuen von (sehr) häufigen und weit verbreite-
ten störungsunempfindlichen Vogelarten mit wenig spezialisierten Ansprüchen 
und großer Anpassungsfähigkeit sowie (sehr) gutem Erhaltungszustand als Ge-
lege sowie als Nahrungsgebiet geeignet. Bei potenziell entstehenden lokalen, 
sehr kleinflächigen Habitatverlusten bestehen für die potenziell betroffenen Indi-
viduen ausreichend Ausweichmöglichkeiten in den unmittelbar angrenzenden 
Gärten mit Einzelbäumen, Sträuchern und Hecken und Grünflächen. Da für all-
gemein verbreitete Vogelarten nie alle möglichen Habitatstrukturen vollständig 
besetzt sind, ist dies problemlos möglich.

•	 artenschutzrechtliche Beurteilung: 

	- nach derzeitigem Kenntnisstand keine Hinweise erkennbar, dass dem Eingriffs-
gebiet aktuell eine besondere Bedeutung im Artenschutzrecht zukommen könnte

	- für alle potenziell betroffenen Tierartgruppen gilt: einzelne Individuen von weit-
verbreiteten, euryöken und störungsunempfindlichen Arten mit breitem Habitat-
spektrum, wenig spezialisierten Ansprüchen und (sehr) gutem Erhaltungszustand 
können zwar sehr kleinflächig nicht essenzielle Teil-Habitate verlieren, die örtli-
chen Tier-Populationen werden jedoch aufgrund der großen Anpassungsfähig-
keit, des großen Aktionsradius (Vögel), des Vorhandenseins ausreichend großer 
vergleichbarer Lebensräume im direkten Umfeld, auf die ausgewichen werden 
kann, sowie des landesweit (sehr) guten Erhaltungszustandes keine erheblichen 
Beeinträchtigungen erfahren. 
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Kriterium Beschreibung

	- nach derzeitigem Kenntnisstand können bei Beachtung der Rodungszeit außer-
halb der Fortpflanzungszeit der Vögel erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen 
von artenschutzrechtlich relevanten Arten ausgeschlossen werden; mit dem Ein-
tritt eines Verbotstatbestandes im Sinne des § 44 BNatSchG ist nicht zu rechnen

•	 Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes:

	- Keine Hinweise darauf, dass es zu Schäden an bestimmten Arten und natürlichen 
Lebensräumen nach § 19 des Bundesnaturschutzgesetzes kommen könnte, die 
einer Haftungsfreistellung entgegenstehen könnten

Zwischenfazit Nach derzeitigem Kenntnisstand kein Verbotstatbestand im Sinne des § 44 BNatSchG; 
Voraussetzungen für Haftungsfreistellung für Schäden an bestimmten Arten und natür-
lichen Lebensräumen nach § 19 BNatSchG erfüllt
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Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Rhaunen 
stellt für das Plangebiet eine Grünfläche dar. Gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird der 
Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung angepasst. 

Angrenzender Bebauungsplan  
„Im Litz“ (1996)

Relevante Festsetzungen:

•	 Art der baulichen Nutzung: Allgemeines Wohngebiet

•	 GRZ: 0,4 / GFZ: 0,8

•	 Vollgeschosse: II

•	 Einzel- und Doppelhäuser
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung 	
Allgemeines Wohngebiet

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 
BauNVO

Als Art der baulichen Nutzung wird ein All-
gemeines Wohngebiet festgesetzt. Ein All-
gemeines Wohngebiet ist ein Baugebiet, 
dessen Zweckbestimmung vorwiegend dem 
Wohnen dient. Im Unterschied zum Reinen 
Wohngebiet können jedoch auch ergänzen-
de öffentliche und private Einrichtungen, 
welche die Wohnruhe nicht wesentlich stö-
ren, zugelassen werden.

Ziel dieses Bebauungsplanes ist es, das be-
stehende Wohngebiet sinnvoll zu arrondie-
ren. Auch vereinzelt das Wohnen ergänzen-
de und mit dem Wohnen verträgliche Nut-
zungen sind an diesem Standort denkbar (z. 
B. nicht störende Dienstleister, freiberufliche 
Nutzung sowie nicht störende Handwerks-
betriebe).

Die Umgebung dient ebenfalls überwie-
gend dem Wohnen und als Standort von 
Nutzungen, die die Wohnruhe nicht wesent-
lich stören. Dem Ziel der Intensivierung der 
Wohnnutzung wird Rechnung getragen. Die 
Festsetzung hat auch nachbarschützenden 
Charakter, sodass bauplanungsrechtlich 
nicht von gegenseitigen Beeinträchtigun-
gen auszugehen und durch den Verord-
nungsgeber die Sicherung gesunder Wohn-
verhältnisse gewahrt ist.

Allerdings sind nicht alle Nutzungen des 
Kataloges des Allgemeinen Wohngebietes 
an diesem Standort realisierungsfähig. 

Die der Versorgung des Gebiets dienenden 
Läden, Schank- und Speisewirtschaften sol-
len nur ausnahmsweise zulässig sein. Ziel 
ist die Ansiedlung dieser Nutzungen im en-
geren Ortskern von Stipshausen. Deshalb 
soll dies einzelfallabhängig entschieden 
werden. Das Gebiet ist insbesondere er-
schließungstechnisch für diese Nutzungen 
nicht geeignet (Zufahrt, Unterbringung des 
ruhenden Verkehrs). 

Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden 
ausgeschlossen, da diese aufgrund ihrer 
möglichen Immissionsbelastung nachteilige 
Auswirkungen auf die Wohnnutzung sowie 

auf die Wohnruhe und -qualität haben kön-
nen. Auch dem üblicherweise erhöhten Flä-
chenbedarf und den baulichen Anforderun-
gen dieser Nutzungen kann an diesem 
Standort nicht Rechnung getragen werden. 
Gartenbaubaubetriebe und Tankstellen sind 
darüber hinaus aus gestalterischen Aspek-
ten nicht in das Wohngebiet integrierbar. 

An anderer Stelle im Gemeindegebiet sind 
ausreichend Flächen bzw. geeignetere 
Standorte für die ausgeschlossenen Nut-
zungen vorhanden.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl gem. §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 

Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 ent-
spricht gemäß § 17 BauNVO der Bemes-
sungsobergrenze für die bauliche Nutzung 
in Reinen Wohngebieten und wird in Anleh-
nung an den Bestand der westlich angren-
zenden Wohnbebauung festgesetzt, wo-
durch eine optimale Auslastung des Grund-
stücks bei geringer Verdichtung geschaffen 
wird. Die entstehende Grundstücksbebau-
ung lässt auf dem Grundstück somit ausrei-
chend Freiflächen für eine Durchgrünung. 
Weiterhin wird ein sparsamer Umgang mit 
Grund und Boden sichergestellt.

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenan

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

TEIL A: PLANZEICHNUNG

1.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.

§ 4 BAUNVO

 ALLGEMEINES WOHNGEBIET

 zulässig sind:

 ausnahmsweise zulässig sind:

nicht zulässig sind:

Siehe Plan.

gem. § 4 BauNVO

gem. § 4 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebäude,
2. nicht störende Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-

heitliche und sportliche Zwecke.

gem. § 4 Abs. 3 BauNVO und § 4 Abs. 2 BauNVO i.V.m. 
§ 1 Abs. 5 BauNVO

1. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, 
Schank- und Speisewirtschaften,

2. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
3. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
4. Anlagen für Verwaltungen. 

gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauNVO

1. Gartenbaubetriebe,
2. Tankstellen.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1 GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gem. § 19 Abs. 1 und 
Abs. 4 BauNVO auf 0,4 festgesetzt. Bei der Ermittlung  
der Grundfl äche sind die Grundfl ächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, 

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird,

mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetzte 
GRZ durch die in Nr. 1 - 3 genannten Anlagen (§ 19 
Abs. 4 Nr. 1 - 3 BauNVO) insgesamt bis zu einer GRZ 
von 0,6 überschritten werden.

2.2 GESCHOSSFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Geschossfl ächenzahl (GFZ) wird gem. § 20 BauNVO 
auf 0,8 festgesetzt.

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 BauNVO als Höchstmaß festgesetzt.

3. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan. 

Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 2 BauNVO eine of-
fene Bauweise (o) festgesetzt. In der offenen Bauweise 
sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errich-
ten.

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan.

Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind durch 
Festsetzung von Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 
Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude und Gebäudeteile 
die Baugrenze nicht überschreiten. Demnach sind die 
Gebäude innerhalb des im Plan durch Baugrenzen 
defi nierten Standortes zu errichten. Ein Vortreten von 
Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zuge-
lassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 
14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können (z. B. Stellplätze, Garagen, 
Carports).

5. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND 
GARAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Je Wohneinheit sind 2 Stellplätze / Abstellmöglichkeiten 
auf dem Privatgrundstück zu errichten.

6.  HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNUNGEN JE WOHNGEBÄUDE

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB

Siehe Plan.

Je Wohngebäude sind maximal 2 Wohnungen zulässig.

7.  ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

Siehe Plan. 

Anlage von intensiv begrünten Gartenflächen: Die 
nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind als in-
tensiv begrünte Gartenflächen anzulegen, sofern sie 
nicht für Zufahrten, Stellplätze, Wege und Terrassen 
oder weitere Gestaltungselemente benötigt werden. 
Zulässig sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, 
eine ansprechende Durchgrünung des Wohngebie-
tes und eine harmonische und optisch ansprechende 
Einbindung in das umgebende Landschafts- und Sied-
lungsbild zu erreichen, so dass ein harmonisches Ge-
samtbild entsteht. Für die Anpflanzung von Gehölzen 
sind bei mindestens 50% der Gehölze einheimische 
und regionaltypische Arten der Pflanzliste zu ver-
wenden. Pro Garten ist mindestens 1 hochstämmiger 
Obstbaum oder einheimischer und regionaltypischer 
Laubbaum-Hochstamm mit einem Stammumfang 
von mindestens 16-18 cm zu pflanzen und möglichst 
dauerhaft, mindestens jedoch für 20 Jahre zu erhal-
ten. 

8. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen gelten u. a. folgende Gesetze und Verordnungen 
in den jeweils gültigen Fassungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634).
• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-
verordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 
(BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Ju-
li 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 13. Mai 2019  (BGBI. I 
S. 706).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465). 

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
04. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254).

• Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 
1037), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 17. Januar 2017 (BGBI. I S. 75).

• Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. November 
1998 (GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 18. Juni2019 (GVBl. S. 112).

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna-
turschutzgesetz - LNatSchG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 
283), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 2016 (GVBI. S. 583).

• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 
37 des Gesetzes vom 19. Dezember 2018 (GVBl. 
S. 448).

• Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch § 119 des Artikel 3 des Ge-
setzes vom 27. März 2018 (GVBl. S. 55, 57).

• Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) 
vom 23. März 1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 03. Dezem-
ber 2014 (GVBl. S. 245).

• Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 14 
des Gesetzes vom 19. Dezember 2018 (GVBl. S. 
448).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

VERFAHRENSVERMERKE
• Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Stips-

hausen hat am __.__.____ die Einleitung des 
Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Wohnbebauung In der Träb“ beschlossen (§ 2 
Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebau ungs planes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen.

• Der Bebauungsplan wird gem. § 13b i.V.m. 
§ 13a BauGB im beschleunigten Verfahren auf-
gestellt. Gem. § 13a Abs. 3 und 4 BauGB wird 
eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB nicht 
durchgeführt.

• Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Stips-
hausen hat in seiner Sitzung am __.__.____ den 
Entwurf gebilligt und die öffentliche Auslegung 
des Bebauungsplanes „Wohnbebauung In der 
Träb“ beschlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 
BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungs planes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, hat in der Zeit 
vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ 
öffentlich ausgelegen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 
Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können, am __.__.____ ortsüblich bekannt ge-
macht (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wur-
den mit Schreiben vom __.__.____ von der 
Auslegung benachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m. 
§ 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ih-
nen wurde eine Frist bis zum __.__.____ zur 
Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, der Nachbargemeinden sowie 
der Bürger Anregungen und Stellungnahmen ein. 
Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken und 
Anregungen erfolgte durch den Gemeinderat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht 
haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ den Be-
bauungsplan „Wohnbebauung In der Träb“ als 
Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der 
Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Be-
gründung.

• Der Bebauungsplan „Wohnbebauung In der 
Träb“ wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

 Stipshausen, den __.__.____   

 ________________

 Der Ortsbürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB und auf die Rechtsfolgen des § 24 Abs. 6 
GemO hingewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „Wohnbebauung In der Träb“, bestehend 
aus der Plan zeich nung (Teil A) und dem Text-
teil (Teil B) sowie der Begründung, in Kraft (§ 10 
Abs. 3 BauGB).

 Stipshausen, den __.__.____   

 ________________

 Der Ortsbürgermeister
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PLANGEBIET

• Der Bebauungsplan wird gem. § 13 b BauGB i.V.m. 13 a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des § 13 BauGB 
gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,  
von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten um-
weltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 
1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und 
§ 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzumtrieb-
splantagen oder gärtnerisch genutzten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere 
Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu set-
zen.

• Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspfl icht für archäologische Funde bzw. Befunde 
gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.

• Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-
1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der 
DIN 18915 zu berücksichtigen.

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund von 
Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberfl ächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überfl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücks-
gestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

• Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem lokal erhöhtes und seltener hohes Radonpotenzial über 
einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt wurde. Es wird dringend empfohlen, orientierende Radonmessungen 
in der Bodenluft vorzunehmen, um festzustellen, ob und in welchem Ausmaß Baumaßnahmen der jeweiligen 
lokalen Situation angepasst werden sollten.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 57-63 Landeswassergesetz)

• Das Plangebiet ist im Trennsystem zu entwässern.
• Das Schmutzwasser ist durch Anschluss an die vorhandene öffentliche Kanalisation zu entsorgen.
• Das unbelastete Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück über die belebte Bodenzone zu versickern, 

zwischenzuspeichern oder zu nutzen bzw. ist das überschüssige Niederschlagswasser gedrosselt durch einen 
Überlauf in das bestehende Kanalsystem einzuleiten. 

• Die Vorschaltung von Speichern (z.B. Zisterne) zur Brauchwassernutzung ist generell zulässig.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO

• Die Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachfl ächen ist zulässig.
• Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden / refl ektierenden Materialien.
• Dacheindeckung: Dacheindeckungen in glänzenden / refl ektierenden Materialien sind unzulässig.
• Fassaden und Dachfl ächen der Wohngebäude können zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung und 

Verbesserung des Mikroklimas begrünt werden.
• Einfriedungen: Einfriedungen ( z.B. Zäune) sind entlang der Grenze des Plangebietes zur offenen Landschaft 

hin bis zu einer Höhe von 2,0 m zulässig.
• Zuwegungen: Stellplätze, Zufahrten, Wege und sonstige Zugänge sind flächensparend anzulegen. Für die 

Zuwegungen sind wasserdurchlässige Materialien zu verwenden. Eine Vollversiegelung ist unzulässig. 
• Böschungen, Stützmauern, Abgrabungen und Aufschüttungen: Die Anlage von Böschungen, Stützmauern, 

Abgrabungen und Aufschüttungen ist bis zu einer Höhe von 2,5 m zulässig. 

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LWG UND LBAUO)
Grundlage: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2019)
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lagen im Sinne des § 14 BauNVO und bau-
lichen Anlagen unterhalb der Geländeober-
fläche, durch die das Baugrundstück ledig-
lich unterbaut wird, überschritten werden. 

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebenanlagen wie Stellplätze und 
Hofzufahrten zu einem höheren Maß der 
baulichen Nutzung führen werden. Unver-
tretbaren Versiegelungen durch Hauptge-
bäude wird damit begegnet, die anteilsmä-
ßige Flächenbegrenzung wird gewahrt.

Geschossflächenzahl (GFZ)

Die Geschossflächenzahl nach § 20 Abs. 2 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Geschossfläche je 
Quadratmeter Grundstücksfläche im Sinne 
des § 19 Abs. 3 zulässig sind.

Die Festsetzung einer GFZ von 0,8 unter-
schreitet gemäß § 17 BauNVO die Bemes-
sungsobergrenze für die bauliche Nutzung 
in Reinen Wohngebieten. Die GFZ orientiert 
sich an der festgesetzten Zahl der Vollge-
schosse und wird in Anlehnung an den Be-
stand der nördlich, westlich und südlich an-
grenzenden Wohnbebauung festgesetzt.

Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollge-
schosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Mit der Beschränkung der Zahl der Vollge-
schosse wird das Ziel verfolgt, die Errich-
tung überdimensionierter Baukörper im 
Vergleich zu den umliegenden Gebäuden zu 
unterbinden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich an 
der nördlich, westlich und südlich angren-
zenden Wohnbebauung. Die Festsetzung 
ermöglicht die Wahrung des städtebauli-
chen Charakters der Umgebung und somit 
ein harmonisches Einfügen des neuen 
Wohngebäudes in den Bestand. Einer 
gegenüber dem Bestand unverhältnismäßi-
gen überdimensionierten Höhenentwick-
lung wird vorgebeugt. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 

in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Die Festsetzung der offenen Bauweise er-
möglicht eine aufgelockerte Bebauung und 
entspricht im Wesentlichen der Baustruktur 
der angrenzenden durch Wohnnutzung ge-
prägten Bereiche. Damit wird eine Anpas-
sung des Plangebietes an das typische Orts-
gefüge sowie eine größtmögliche Flexibili-
tät bei der Bebauung gewährleistet.

Überbaubare und nicht 
überbaubare Grundstücksflä-
chen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht überschritten werden darf.

Die Abmessungen des durch die Baugrenzen 
beschriebenen Baufensters wurde so ge-
wählt, dass unter Berücksichtigung der To-
pografie dem Bauherr für die spätere Reali-
sierung ausreichend Spielraum verbleibt, 
gleichzeitig aber eine umweltgerechte, 
sparsame und wirtschaftliche Grundstücks-
ausnutzung erreicht wird.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck des in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücks oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Damit ist eine zweck-
mäßige Bebauung des Grundstücks mit den 
erforderlichen Nebenanlagen und Einrich-
tungen sichergestellt, ohne gesondert 
Baufenster ausweisen zu müssen.

Flächen für Stellplätze und 
Garagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flächen für Stellplätze 
und Garagen dient primär der Ordnung des 
ruhenden Verkehrs durch ein ausreichendes 
Stellplatzangebot. Die für die geplante Nut-
zung erforderlichen Stellplätze werden aus-
schließlich auf dem Grundstück bereitge-

stellt. Hierdurch werden Beeinträchtigun-
gen der bereits bestehenden Bebauung in 
der Nachbarschaft des Plangebiets vermie-
den (Parksuchverkehr etc.).

Je Wohneinheit sind 2 Stellplätze auf dem 
Privatgrundstück zu errichten.

Höchstzulässige Zahl der  
Wohnungen je Wohngebäude

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschränkung der zulässigen Anzahl 
der Wohnungen auf maximal 2 je Wohnge-
bäude verhindert die Entstehung eines 
Mehrfamilienhauses und damit ein erhöh-
tes Verkehrsaufkommen.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der Lage des Plangebietes in di-
rekter Nachbarschaft zu der bereits be-
stehenden Wohnbebauung und dem Über-
gang zur freien Landschaft im Osten ist die 
hochwertige und qualitätsvolle Ausgestal-
tung der Freiräume von besonderer Bedeu-
tung. 

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Ortsbild geschaffen.

Festsetzungen aufgrund landes
rechtlicher Vorschriften (§ 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. LWG und 
LBauO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 57-63 LWG)

Die festgesetzte Abwasserbeseitigung dient 
der ordnungsgemäßen Entwässerung aller 
Flächen innerhalb des Plangebietes. Die 
Entsorgungsinfrastruktur ist aufgrund der 
bestehenden Bebauung in der unmittelba-
ren Umgebung bereits grundsätzlich vor-
handen. 

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 88 der Landesbauordnung 
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Rheinland-Pfalz gestalterische Festsetzun-
gen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern und damit ge-
stalterische Negativwirkungen auf das Orts- 
und Landschaftsbild zu vermeiden, werden 
örtliche Bauvorschriften in den Bebauungs-
plan aufgenommen. Gerade aufgrund der 
Nachbarschaft zur bestehenden Wohnnut-
zung und dem Übergang zur freien Land-
schaft spielt die Gestaltqualität eine beson-
dere Rolle. 

Die getroffenen Einschränkungen bei der 
Fassadengestaltung und Dacheindeckung 
sollen Auswüchse (z.B. glänzende / reflek-
tierende Materialien) verhindern. Darüber 
hinaus dient die Zulässigkeit von Einfrie-
dungen dem Schutz des Privateigentums. 

Die Zulässigkeit von Anlagen zur Nutzung 
der Sonnenenergie auf den Dächern ermög-
licht die Energiegewinnung aus solarer 
Strahlungsenergie im Sinne der Nachhaltig-
keit.

Um das Plangebiet für eine zweckmäßige 
Wohnnutzung nutzbar zu machen, sind Ge-
ländemodellierungen erforderlich. Somit ist 
im Plangebiet die Errichtung von Böschun-
gen, Aufschüttungen, Abtragungen und 
Stützmauern bis zu einer Höhe von 2,5 m 
zulässig.

Aufgrund der topografischen Situation und 
der dadurch bedingten Einsehbarkeit durch 
Naherholungssuchende, die über den 
Feldwirtschaftsweg und Straße „In der 
Träb“ zu- und abfahren, werden Einfriedun-
gen bis zu einer Höhe von 2,0 m zugelas-
sen.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungs
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
chen Auswirkungen beachtet und in den 
Bebauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
und die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Plangebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 
Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich das Wohngebiet hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksflä-
chen in die Umgebung und in die direkte 
Nachbarschaft (überwiegend Wohnnut-
zung) einfügt. Die Festsetzungen orientie-
ren sich dabei größtenteils an der angren-
zenden Bebauung. Hierdurch wird Konflikt-
freiheit gewährleistet. Zusätzlich schließen 
die im Bebauungsplan getroffenen Festset-
zungen innerhalb des Plangebietes jede 
Form der Nutzung aus, die innergebietlich 
oder im direkten Umfeld zu Störungen und 
damit zu Beeinträchtigungen der Wohnnut-
zung führen können. 

Über die bauordnungsrechtlichen Abstands-
flächen wird eine ausreichende Belichtung 
und Belüftung des Grundstückes gewähr-
leistet. 

Es kommt somit zu keinen nachteiligen Aus-
wirkungen auf gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse durch die vorgesehene 
Planung.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan soll 
auch die Wohnfunktion in der Ortsgemein-
de Stipshausen gestärkt werden. Mit zu den 
wichtigsten städtebaulichen Aufgaben der 
Ortsgemeinde gehört die Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Wohnbau-
grundstücken bzw. einem entsprechenden 
Angebot von Wohnungen auf dem Immobi-
lienmarkt. 

Der vorliegende Bebauungsplan kommt 
dieser Forderung nach. Durch die Planung 
wird eine Freifläche im Übergangsbereich 
zur bestehenden Wohnbebauung für eine 
Neuentwicklung bereitgestellt. Die be-
stehende Wohnbebauung am Siedlungsrand 
von Stipshausen wird somit arrondiert. Es 
werden die planungsrechtlichen Vorausset-

zungen für die Errichtung von einem Einfa-
milienhaus geschaffen, was dem Charakter 
der Ortsgemeinde entspricht sowie der be-
stehenden Nachfrage, der damit Rechnung 
getragen wird.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

Bei der Fläche handelt es sich um eine Frei-
fläche am östlichen Siedlungsrand von 
Stipshausen, die heute größtenteils als Pri-
vatgarten genutzt ist. Mit der geplanten Be-
bauung wird der Siedlungskörper sinnvoll 
arrondiert. 

Die angrenzende Bebauung ist überwie-
gend durch freistehende Einzel- und Dop-
pelhäuser geprägt. 

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst, da 
die Dimensionierung der Gebäude eine 
maßvolle Entwicklung ermöglicht.

Das vorgesehene Einzel- oder Doppelhaus 
wird max. II Vollgeschosse aufweisen und 
sich somit in die Umgebung einfügen. Die 
Gebäudetypologie knüpft an die in der 
Nachbarschaft vorherrschende Bebauung 
an und gewährleistet so einen harmoni-
schen Übergang zwischen Bestandsbebau-
ung und Neubau.

Die Eingrünung des Plangebietes trägt zu-
dem dazu bei, einen harmonischen Über-
gang zur angrenzenden Landschaft zu 
schaffen und keine negativen Auswirkun-
gen auf das Ortsbild entstehen zu lassen.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Der Geltungsbereich liegt in Ortsrandlage 
im unmittelbaren Anschluss an die be-
stehende Wohnbebauung inkl. Gärtenflä-
chen in der Goethestraße. Der Bereich selbst 
stellt sich als unbebaute Fläche ohne be-
sondere ökologische Wertigkeit dar. Auf-
grund der geringen Flächengröße ergeben 
sich durch die Inanspruchnahme der Grün-
fläche keine nachteiligen Auswirkungen. 
Durch die unmittelbar anschließende Wohn-
nutzung ist das Gebiet als durch Bewe-
gungsunruhe und Lärm vorbelastet einzu-
stufen.

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Aufgrund der Vorbelastungen sowie der Be-
wegungsunruhe sind die Lebensraumstruk-
turen des Plangebietes und der näheren 
Umgebung eingeschränkt, sodass der Gel-
tungsbereich keine besondere Wertigkeit 
für Tiere und Pflanzen hat.  Auch hinsichtlich 
der Arten und Biotope sowie der biologi-
schen Vielfalt ist der Geltungsbereich beein-
trächtigt. Das Gebiet hat keine besondere 
naturschutzfachliche oder ökologische Be-
deutung. Von dem Planvorhaben sind keine 
gesetzlich geschützten Biotope, FFH-
Lebensraumtypen und bestandsgefährde-
ten Biotoptypen oder Tier- und Pflanzenar-
ten betroffen. Es kommen ebenfalls keine 
Tier- oder Pflanzenarten mit besonderem 
Schutzstatus vor.

Durch die geplante Bebauung kommt es so-
mit zu keiner erheblichen nachteiligen Be-
einträchtigung von artenschutzrechtlich re-
levanten Tierarten. 

Bei der Beurteilung der Auswirkungen wer-
den Vermeidungsmaßnahmen berücksich-
tigt (u. a. Rodungsfrist). Verstöße gegen § 
44 BNatSchG in Bezug auf artenschutz-
rechtlich relevante Tierarten sind somit nicht 
zu erwarten.

Im Übrigen gelten gem. § 13a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des Be-
bauungsplanes zu erwarten sind, als vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Aus-
gleich ist somit nicht erforderlich. Dies gilt 
auch für Verfahren nach § 13b BauGB.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Durch die geplante Realisierung des Einfa-
milienhauses wird es zu einem geringfügi-
gen Anstieg des Verkehrsaufkommens kom-
men, welcher sich primär auf den Anwoh-
nerverkehr eines einzelnen Gebäudes be-
schränken wird. Die Straße „In der Träb“ ist 
für die festgesetzte zulässige Nutzung so-
wie die Zahl der Wohneinheiten ausrei-
chend dimensioniert, sodass der zusätzlich 
entstehende Verkehr aufgenommen werden 
kann.

Der durch die Anwohner hervorgerufene ru-
hende Verkehr wird über den erforderlichen 
Stellplatznachweis vollständig auf dem 
Grundstück geordnet. Nachteilige Auswir-
kungen können somit aufgrund des gerin-
gen Anteils des zu erwartenden motorisier-
ten Individualverkehrs ausgeschlossen wer-
den.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in unmittelbarer 
Umgebung des Plangebietes im Bereich der 
Straße „In der Träb“ vorhanden. 

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt. 

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimaschutzes

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu neuen Versiege-
lungen; aufgrund des überschaubaren Flä-
chenumfangs können negative Auswirkun-
gen auf die Belange des Klimas jedoch ins-
gesamt ausgeschlossen werden.

Zudem ist die Nutzung von Solarenergie auf 
den Dachflächen des geplanten Gebäudes 
zulässig. Hiermit wird ein Beitrag zum Kli-
maschutz gewährleistet.

Auswirkungen der Planung auf die 
privaten Belange

Durch die Planung ergeben sich für die 
Grundstückseigentümer keine negativen 
Folgen. 

Wie die vorangegangenen Ausführungen 
belegen, werden die Nutzbarkeit und der 
Wert des Grundstücks, auch der Grundstü-
cke im Umfeld, nicht in einer Art und Weise 
eingeschränkt, die dem Einzelnen unzumut-
bar ist. Vielmehr wird Planungsrecht zuge-
standen, wodurch die Fläche baulich nutz-
bar wird.

Es sind keine nachteiligen Auswirkungen 
auf die angrenzende Nachbarschaft zu er-
warten. Zum einen wird der festgesetzten 
Nutzungsart der Umgebung entsprochen. 
Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das harmonische 
Einfügen in den Bestand zu sichern.

Auswirkungen auf alle  
sonstigen Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Schaffung von neuem Wohnraum durch 
sinnvolle Arrondierung des Siedlungs-
randes von Stipshausen

•	 Harmonisches Einfügen des Neubaus in 
seine Umgebung; Störungen und Beein-
trächtigungen der Planung auf die 
Umgebungsnutzung können ausge-
schlossen werden, ebenso verhält es 
sich umgekehrt

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

•	 Keine entgegenstehenden landesplane-
rischen Vorgaben

•	 Keine negativen Auswirkungen auf um-
weltschützende Belange

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungspla-
nes sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs- 
planes wurden die zu beachtenden Belange 
in ihrer Gesamtheit untereinander und 
gegeneinander abgewogen. Aufgrund der 
genannten Argumente, die für die Planung 
sprechen, kommt die Ortsgemeinde Stips-
hausen zu dem Ergebnis, dass der Umset-
zung der Planung nichts entgegensteht.


